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Mobilitat mit Zukunft — lebenswerte, wirtschaftlich starke, mobile Stadte
Beschlussentwurf fur die Klausurtagung der SPD-Fraktion in Wilhelmshaven

Stand 14.11.11

L,Stadte leben vom Verkehr, Stadte leiden unter Verkehr, Stadte sind auf Verkehr an-
gewiesen“ (Prof. K.J. Beckmann, Deutsches Institut fir Urbanistik)

Mobilitat ist ein wichtiges Gut: als Wirtschaftsfaktor, als Verbindung zwischen Wohn-
und Arbeitsort, als Bestandteil vieler Freizeitaktivitaten und individueller Selbstbe-
stimmung . Zugleich verursacht sie Belastungen in Form von Larm, Luftverschmut-
zung und Flachenverbrauch. Zu versprechen, alle Interessengegensatze lie3en sich
auflésen, ware unrealistisch. Aufgabe der Politik ist es jedoch, die Mobilitatserforder-
nisse aller abzusichern und zugleich Rahmenbedingungen zu schaffen fir eine mog-
lichst gerechte Verteilung von Nutzen und Lasten dieser Mobilitat. Dazu ist ein ganz-
heitliches Mobilitatskonzept fir Bremen und Bremerhaven notwendig, welches die
vielen verschiedenen Interessen einbezieht. Eine verkehrspolitische Debatte auss-
chiel3lich entlang der Forderungen einzelner Interessengruppen oder Verkehrstrager
erscheint uns angesichts der komplexen Aufgabenstellung als nicht zielfiihrend und
wird deswegen abgelehnt.

Bremen und Bremerhaven sind Stadte, die von traditionellen wie innovativen Wirt-
schaftszweigen gepragt sind, in denen Hafen und Logistik besondere Mobilitatsan-
forderungen stellen, in denen viele Menschen wohnen und ihre Arbeitsplatze errei-
chen missen und in denen die Vertraglichkeit des Verkehrs fur die Stadt und deren
Menschen einen besonders hohen Stellenwert hat. Alle Prognosen gehen davon
aus, dass wirtschaftlich und privat bedingt Mobilitatsbedarf und Verkehrsaufkommen
weiter steigen werden. Eine verantwortungsvolle Politik darf das nicht ignorieren,
sondern muss Verkehrs- und Mobilitatskonzepte entwickeln, die der Stadt als pros-
perierendem Wirtschaftsstandort ebenso gerecht werden wie der Stadt als urbanem
Ort mit hoher Lebensqualitat. Die SPD-Burgerschaftsfraktion steht fir nachhaltige
Stadtentwicklungspolitik. Mobilitdtskonzepte missen den Anspruch haben, die Inte-
ressen aller dort Lebenden, Arbeitenden und wirtschaftlich Tatigen und die Notwen-
digkeit schonenden Ressourcenverbrauchs zusammenfihren.

Die Optimierung der Wirtschaftsverkehre ist eine zentrale Aufgabe der bremischen
Wirtschafts-, Hafen- und Verkehrspolitik, aber auch eine Aufgabe der Wirtschaft
selbst. Die SPD-Burgerschaftsfraktion bekennt sich daher zu den Zielen einer
schnellstmoglichen SchlieBung des Autobahnrings (A 281) durch Bremen, einer leis-
tungsfahigen Hafenanbindung Uber Stral3e (Cherbourger Stral3e), Schiene (Y-
Trasse, Oldenburger Kurve) und Wasser (Weservertiefung, Mittelweserausbau). Bei
allen grof3en Verkehrsinfrastrukturprojekten ist Eile geboten, damit erfolgreiche Ge-
werbegebiete wie das Containerterminal, das Guterverkehrszentrum (GVZ) und der
JadeWeserPort (JWP) nicht durch schlechte Verkehrsanbindung ihre guten Perspek-
tiven verlieren. Der Senat wird deshalb aufgefordert, sich nachdrticklich und mit allen
ihm zur Verfligung stehenden Mitteln daflr einzusetzen, dass Planungsverfahren fir
Infrastrukturprojekte angemessen beschleunigt werden, ohne dass darunter die Be-
teiligung leidet. Auch der Flughafen bleibt als Garant ausreichender Mobilitat fur die
Wirtschaft im Land Bremen unverzichtbar.
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Die SPD-BUrgerschaftsfraktion wird deshalb die Entwicklung eines Masterplans Mo-
bilitat initiieren. In einem beteiligungsorientierten Prozess soll unter organisatorischer
Federfihrung der Senatoren fur Umwelt, Bau und Verkehr sowie Wirtschaft, Arbeit
und Hafen ein Mobilitatskonzept fur die Zukunft des Landes Bremen als wettbe-
werbsfahiger Wirtschaftsstandort und attraktiver Lebensraum entwickelt werden. Un-
ter Einbindung aller relevanten Akteure sowie bei gré3tmaoglicher Transparenz sollen
in einem offenen Planungsverfahren Ziele und MaRnahmen definiert werden, die den
Anforderungen der Wirtschaft, der Burgerinnen, der Pendlerinnen, der Umwelt, einer
sozialen Stadtgestaltung sowie den engen finanziellen Rahmenbedingungen des
Landes gleichermaf3en gerecht werden.

Dieser Masterplan Mobilitat soll alle Nutzer, Verkehrstrager und -wege berucksichti-
gen, innovative Ansatze einbinden und Leitschnur politischer Gestaltung bis 2025
sein. Die ihm zugrundeliegenden MalRgaben mussen deshalb auch in dem bis 2015
zu erstellenden neuen Flachennutzungsplan bertcksichtigt werden. Der Masterplan
soll sich konkret an folgenden Mal3gaben orientieren:

1. Es missen alle Mobilitéatserfordernisse berticksichtigt werden. Wirtschaftlich
und privat bedingte Mobilitdtsbedarfe sowie alle vorhandenen und in der
Entwicklung befindlichen Verkehrstrager und —konzepte sind zusammenzu-
fuhren. Auf Basis einer differenzierten Analyse und realistischer Prognosen
missen zukunftsfahige Szenarien entwickelt werden, die ausreichend Mobi-
litat fur alle sichern und gewéahrleisten, dass die daraus resultierenden Nut-
zen und Lasten mdglichst gerecht verteilt sind. Das heil3t u.a.: Fur Wirt-
schaftsverkehre missen notwendige Verkehrsanbindungen gewahrleistet
werden, die jedoch moglichst umwelt- und sozialvertraglich zu gestalten
sind. Dabei sind Arbeitswege als Teil der Wirtschaftsverkehre hinreichend
zu bertcksichtigen. Die Wirtschaft ist angemessen an den entstehenden
Kosten zu beteiligen.

2. Bei mobilitatsbedingten Infrastrukturprojekten sollen alle Betroffenen und In-
teressierten in offenen Planungsverfahren frithzeitig und umfassend infor-
miert und beteiligt werden.

3. Innovative Ansatze fir verbesserte Mobilitatstechniken und Verdnderungen
in der Organisation von Mobilitdt missen aktiv unterstitzt werden. Bera-
tungsangebote kdnnten z.B. den Grundsatz ,nutzen statt besitzen* oder
Carsharingmodelle auch im Bereich des Giterverkehrs férdern und Mobili-
tatsketten fur Menschen und Guter ebenso stadt- und umweltgerecht wie
betriebswirtschaftlich sinnvoll optimieren.

4. Die Stadt- und Verkehrsentwicklung muss einerseits auf Verkehrsvermei-
dung zielen. Deshalb gilt es, Arbeitswege bspw. durch Verknipfung von
Wohnen und Arbeiten zu verkirzen. Andererseits muss sie die Belastungs-
gerechtigkeit aller Stadtteile bertcksichtigen. Dass bestimmte Stadtteile die
Folgen verkehrspolitscher Malinahmen in besonderer Weise zugemutet
werden, ist nicht hinnehmbar.

5. Wirtschaftsverkehre missen bedarfsgerecht, d.h. zukunfts- und wettbe-
werbsfahig, aber zugleich stadt- und umweltvertraglich abgesichert werden.
Dies bedeutet konkret:

a. Der Autobahnring Bremen muss schnellstmdglich geschlossen wer-
den. Mit Blick auf den Bauabschnitt 2.2. soll hierbei die am Runden

Tisch entwickelte anwohnervertragliche Losung realisiert werden.
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. Der Hafentunnel in Bremerhaven (Cherbourger Stral3e) muss kurz-

fristig gebaut werden, um die Leistungsfahigkeit des Hafens nicht zu
gefahrden. Die finanziellen Zusagen von Bund, Land Bremen und
Stadtgemeinde Bremerhaven liegen vor. Auch die Hafenwirtschaft
muss ihren zugesagte Finanzbeitrag unverziglich konkretisieren.

Das LKW-Fuhrungsnetz in Bremen und Bremerhaven soll in einem
beteiligungsorientierten Verfahren optimiert und diese Losung in die
Wegefiihrung der Navigationssysteme integriert werden. Im Master-
plan sollte hierbei die Netzhierachie im Stadtstraf3ensystem aktuali-
siert und verbindlich festgeschrieben werden. Nur so wird eine ziel-
gerichteten Erhaltung, der nachhaltige Um- und Ausbau der Ver-
kehrsinfrastruktur erméglicht und so auch die verlassliche Anbindung
der Gewerbestandorte und der Innenstadt sichergestellt.

. Es st zu prifen, wie der Einsatz Telematik gestitzter Technik zur

Okologisch-6konomisch intelligenten Steuerung von LKW-Verkehren
die Verkehrsbelastung der City verringern kann und zugleich den be-
stehenden Mobilitatsbedurfnissen der Wirtschaft gerecht wird.

. Die Y-Trasse muss ihren Vorrangstatus im Verkehrswegeplan des

Bundes behalten, um die Hinterlandanbindung insbesondere der Ha-
fen in Bremerhaven und Wilhelmshaven nachhaltig zu sichern. Dabei
geht es auch darum zu verhindern , dass der zunehmende Giterver-
kehr den Personenverkehr auf der Schiene verdrangt. Die daftr noti-
gen Bremer Planungsmittel sind im Haushalt einzustellen.

Die Kapazitat von Guterverkehrstrecken der Bahn zu den Héafen in
Bremerhaven/Bremen und Wilhelmshaven muss bedarfs- und zeitge-
recht ausgebaut werden. Zugleich ist die Optimierung der inneren
Verkehrswege der Hafen eine zentrale Aufgabe. Dabei muss der Mi-
nimierung der Larmbelastung besondere Bedeutung beigemessen
und auch geprtft werden, ob und wie Umfahrungen dicht besiedelte
Gebiete entlasten kdnnen.

. Die Prifung einer Guterumfahrung des Bremer Hauptbahnhofs muss

2012 abgeschlossen und ein Bericht Gber die Ergebnisse des Gut-
achtens vorgelegt werden.

. Die Fahrwasservertiefung in AufRen- und Unterweser muss fur Bre-

men und Bremerhaven schnellstmdglich erfolgen, um die Wettbe-
werbsfahigkeit der Nordrange (Antwerpen, Rotterdamm, Bremen,
Bremerhaven, Hamburg und zukinftig Wilhelmshaven) zu sichern.

Der Flughafen bleibt unverzichtbar, weil er den Tourismus starkt und
mehr noch die Mobilitat der wirtschaftlichen Akteure im Land Bremen
und damit die Attraktivitdt des gesamten Standortes steigert. Die
Weiterentwicklung des Flugverkehrs muss sich jedoch stadtvertrag-
lich vollziehen: das Nachtflugverbot wird nicht angetastet, leise und
emissionsarme Flugzeuge sollen Vorrang haben, ihr Einsatz gefor-
dert werden, z.B. durch eine larm- und zeitabhangige Gebuhrenstaf-
felung.

Innovative Verkehrs- und Nutzungskonzepte fur Guterverkehre mis-

sen so gestaltet werden, dass sie die Entlastung von Einwohnern
und Umwelt mit wirtschaftlichem Mehrwert verbinden. Gepruft wer-
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den muss z.B., ob auch fur den Guterverkehr 6ffentliche oder ge-
meinsam genutzte Verkehre wie Lasttrams, E-Mobil-Leasing oder
LKW-Sharing organisiert werden kdnnen. Insbesondere fir kleine
und mittlere Unternehmen muissen zudem Beratungsangebote ge-
schaffen werden, die Gber Mdglichkeiten des Einsatzes umwelt- und
stadtvertraglicher Fahrzeuge, der gemeinsamen Nutzung von Fahr-
zeugen und der Optimierung von Verkehrs- und Ladungsketten in-
formieren und damit deren Einsatz fordern. Diese Beratung musste
auch Pendlern offen stehen, um deren Arbeitswege mittels gemein-
sam genutzter Fahrzeuge, OPNV und nicht motorisierten Verkehrs-
mitteln zu optimieren.

k. Um bestehende Ansatze voranzubringen und neue Vorstellungen zu
entwickeln, sollen im Land Bremen innovative Ansatze fur umwelt-
und stadtvertragliche Wirtschaftsverkehre unter Beteiligung der
mal3geblichen Akteure entwickelt werden.

l.  Arbeitsplatze der Verkehrswirtschaft missen den Kriterien der SPD
fur ,Gute Arbeit* entsprechen. Diese Vorgaben sind auch Bedingung
fur die Einbeziehung in die Wirtschaftsforderung.

6. Die Mobilitatsbedurfnisse von Bilrgern, Pendlern und Touristen sind ebenso

anzuerkennen wie die der Wirtschaft. Ein zukunftsfahiges Mobilitatskonzept
muss sicherstellen, dass jede/r Einzelne sich jederzeit Uberall hinbewegen
kann, dass die Mobilitat innerhalb Bremens und Bremerhaven nicht an so-
zialen Hurden oder gesundheitlichen Beeintrachtigungen scheitert. Zugleich
muss fir alle Bereiche der Stadt eine angemessene und gerechte Teilhabe
an Mobilitat gewahrleistet werden. Es muss darum gehen, individuelle Mo-
bilitatsbedarfe nicht nur durch individuelle Verkehre zu befriedigen. Gerade
bei der Personenbefdorderung missen Konzepte zur Nutzung von 6ffentli-
chen und gemeinschaftlichen Verkehrsmitteln als Ersatz fur deren individu-
ellen Besitz (,nutzen statt besitzen*) und der Einsatz nicht motorisierter
Verkehrstrager forciert werden. Das heif3t u.a.:

a. Der Offentlicher Personennahverkehr (OPNV) muss stadtische und
regionale Mobilitat enger miteinander verbinden. Der Ausbau des
Stral3enbahnnetzes sowie die Aktivierung der Regio-S-Bahn nach
Bremen-Vegesack sind hierfiir positive Beispiele. Um den OPNV att-
raktiver zu gestalten und zunehmend Nutzer individueller Verkehrs-
mittel zu gewinnen, miussen zuséatzliche Anreize geschaffen werden.
Hierzu kénnen neue, intelligente Verkniipfungen des OPNV mit an-
deren Verkehrstragern neue Moglichkeiten erdffnen. Zugleich mis-
sen die Nutzungshtrden fir Menschen mit geringen Einkommen
durch ein verbessertes Stadtticket weiter gesenkt werden. Fir die
Stadtgemeinde ist eine einheitliche Tarifzone einzufihren (,Eine
Stadt — ein Tarif*).

b. In einem stadt- und umweltgerechten Mobilitdtskonzept sind die
FuRganger und das Fahrrad neben dem OPNV zentrale Saulen der
Mobilitdt. Es muss daher darum gehen, bestehende FuRwege und
das Fahrradwegenetz bedarfsgerecht und barrierefrei zu erhalten
und auszubauen. Der Instandsetzung und -haltung ist klarer Vorrang
vor dem Neubau von ,Expressrouten” einzurdumen. Dies muss sich
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auch in der Investitionsplanung abbilden. Die explizite Beriicksichti-
gung anderer nicht motorisierter Verkehrstréger wie Boards oder
Roller und batteriebetriebener Fahrzeuge wie E-Bikes, Pedelecs
oder Segways in der Infrastrukturplanung kénnte den autofreien Indi-
vidualverkehr ebenso beglnstigen wie ein breites 6ffentliches Ange-
bot nicht motorisierter Leihfahrzeuge (z.B. City-Bikes).

Bremen und Bremerhaven mussen fir Autos erreichbar bleiben, um
die oberzentrale Funktion der Stadte fur Arbeitsplatze, Handel und
Tourismus zu sichern. Es muss darum gehen, die individuellen Auto-
verkehre mdglichst umwelt- und stadtvertraglich zu gestalten. Dazu
konnte auch die Verbindung von OPNV mit an (End)Haltestellen be-
reit stehenden Leihfahrzeugen beitragen.

. Fur die Mobilitdt von Menschen gibt es inzwischen eine Vielzahl in-

novativer ldeen und Konzepte, die auf eine Reduzierung des motori-
sierten Individualverkehrs und darauf zielen, die Nutzung von Autos
umwelt- und stadtvertraglicher zu gestalten. Das Land Bremen ist in
besonderer Weise geeignet, solche zukunftstrachtigen Vorstellungen
weiter zu entwickeln, zu erproben und zu nutzen, weil hier einerseits
Fahrrad und OPNV Uberdurchschnittlich genutzt werden, Carsharing
etabliert ist und mit Mercedes ein innovations- und leistungsstarker
Fahrzeugproduzent als Partner innovativer Mobilitdtskonzepte an-
sassig ist. Dies muss in einem Masterplan Mobilitat als besondere
Chance berucksichtigt werden.

C:\Users\a.staedler\Desktop\Klausur\Wilhemshaven 2011\Presse\Masterplan Mobilitat.doc/
14.11.2011 15:02:00/a
Seite 5von 5



	Mobilität mit Zukunft – lebenswerte, wirtschaftlich starke, mobile Städte

